
sehen Führungsorganen der Nationalen Volksarmee 
und den Organen des Wehrersatzdienstes haben sich die 
Militärgerichte der DDR in den vergangenen zehn Jah­
ren zu achtbaren Instrumenten der sozialistischen 
Staatsmacht entwickelt. An diesem Prozeß haben un­
sere Waffen- und Klassenbrüder aus der UdSSR und 
den anderen sozialistischen Staaten großen Anteil.

Dankbar sind wir auch für die Hilfe, die die Militär­
richter von den Bezirks- und Kreisgerichten erhalten 
haben.
Der VIII. Parteitag der SED hat auch den Militär­
gerichten neue, höhere Aufgaben gestellt. Seine Be­
schlüsse werden auch künftig Richtschnur des Handelns 
aller Militärrichter unseres Landes sein.

Dr. OTTO MAYER, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Neue Maßnahmen zur höheren Wirksamkeit des Ermittlungsverfahrens
Die Gemeinsame Anweisung des Generalstaatsanwalts 
der DDR und des Ministers des Innern sowie der 
gleichlautende Beschluß des Präsidiums des Obersten 
Gerichts zur höheren Wirksamkeit des Strafverfahrens 
vom 7. Februar 1973/1/ regeln eine Reihe von Maßnah­
men zur konzentrierten und beschleunigten Durchfüh­
rung des Ermittlungsverfahrens und des gerichtlichen 
Verfahrens. Die Dokumente müssen als Teil jener kom­
plexen Leitungsentscheidungen verstanden werden, die 
eine wirksamere Bekämpfung der Kriminalität durch 
die Justiz- und Sicherheitsorgane in Erfüllung der vom 
VIII. Parteitag der SED beschlossenen Hauptaufgabe 
gewährleisten.^/
Beide Dokumente enthalten Anforderungen, die unter 
den gegenwärtigen Bedingungen an ein Strafverfahren 
zu stellen sind. Damit wird der bereits 1971 begonnene 
Weg zu einer effektiveren Arbeitsweise der Justiz- und 
Sicherheitsorgane fortgesetzt. Die Erfahrungen bei der 
Durchsetzung der Gemeinsamen Anweisung des Gene­
ralstaatsanwalts der DDR und des Ministers des In­
nern zur höheren Wirksamkeit des Strafverfahrens in 
einfachen Strafsachen vom 3. Mai 1971 bzw. des gleich­
lautenden Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts vom 5. Mai 1971 wurden in den neuen Doku­
menten hinsichtlich a l l e r  Strafsachen mit bekannten 
Tätern verallgemeinert. Dabei ist aber darauf aufmerk­
sam zu machen, daß nicht alle Regelungen aus den 
Dokumenten von 1971 verallgemeinerungsfähig waren. 
Einige davon bleiben auf Strafsachen mit einfachem 
und klarem Sachverhalt beschränkt. Den Erfahrungen 
der Vergangenheit entsprechend ist der Sachverhalt 
einer Strafsache dann als „einfach und klar“ anzusehen, 
wenn der Täter geständig und erziehungsbereit ist, die 
Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
durch unaufwendige Ermittlungen möglich und der 
Grad der Schwere der Tat unerheblich ist.
Die neuen Leitungsdokumente zur höheren Wirksamkeit 
des Strafverfahrens gelten auch für das Strafverfahren 
gegen Jugendliche, dessen Besonderheiten berücksichtigt 
wurden.
Das Strafverfahren wird erfahrungsgemäß insgesamt 
effektiver, wenn jedes einzelne Verfahrensstadium 
unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen kon­
zentriert und beschleunigt gestaltet wird; dadurch wird 
eine schnelle und wirksame staatliche Reaktion auf 
jede Straftat gesichert. Im folgenden sollen einige 
Aspekte erörtert werden, die sich aus den Dokumenten 
vom 7. Februar 1973 (nachstehend kurz „Gemeinsame 
Anweisung“ genannt) für das Ermittlungsverfahren er­
geben.

Zum Verhältnis zwischen Umfang der Ermittlungen 
und Zielsetzung des Strafverfahrens
Eine wichtige Aufgabe im Ermittlungsverfahren ist es, 
die Beweisführung zielstrebig und frei von unübersicht-

'1/ Der Beschluß des Präsidiums ist in der NJ-Beilage 1/73 (zu 
Heft 5) veröffentlicht.
(2/ Vgl. Harrland, „Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft im 
Jahre 1973“, NJ 1973 S. 33ff.; Wendland, „Die gesellschaftliche 
Wirksamkeit des Strafverfahrens erhöhen!“, NJ 1973 S. 157 ff.

liehen und überflüssigen Angaben zu gestalten. Es 
kommt nicht darauf an, alle sich anbietenden und mög­
lichen Beweise zu sammeln, sondern „die erforder­
lichen Beweise zu ermitteln, zu überprüfen und zu 
sichern“ (§ 101 Abs. 2 StPO).
An verschiedenen Stellen der Gemeinsamen Anweisung 
werden Untersuchungsorgan und Staatsanwalt deshalb 
darauf orientiert, sich auf n o t w e n d i g e  Unter­
suchungen bzw. Beweise zu konzentrieren. Mit dieser 
Orientierung soll erreicht werden, daß Aufwand und 
Umfang der Ermittlungen in einer Strafsache stets von 
seiner Zielsetzung bestimmt und schematische Auswei­
tungen vermieden werden.
Notwendig sind solche Ermittlungen und die Sicherung 
solcher Beweise, die die Aufklärung einer Strafsache 
und die Feststellung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit des Täters garantieren. Dazu sind nicht nur 
die belastenden, sondern auch entlastenden Faktoren 
aufzuklären. Da die einzelnen Strafsachen differenziert 
sind, müssen auch die Ermittlungen sehr unterschied­
lich sein. Daher muß in der Praxis jeweils im Einzel­
fall genau bestimmt werden, welche Ermittlungen not­
wendig sind.
Beispielsweise unterscheidet sich der Umfang der Un­
tersuchungen nach der Zielsetzung einer Strafsache in 
den Fällen, in denen die Übergabe der Sache ohne Ein­
leitung eines Ermittlungsverfahrens an ein gesellschaft­
liches Gericht möglich ist, vom Umfang der Ermittlun­
gen in anderen Strafsachen. Das gilt auch für das 
Strafbefehlsverfahren./3/ Die mit einem beschleunigten 
Verfahren gemäß §§ 257 ff. StPO beabsichtigte schnelle 
Reaktion auf eine bestimmte Straftat zwingt ebenfalls 
dazu, die Ermittlungen zu den Ursachen und Bedingun­
gen nur insoweit zu führen, als sie diese Zielsetzung 
des Verfahrens zeitlich nicht gefährden.
Auch die Erfahrungen bei der Ermittlung umfangreicher 
Wirtschafts- und Eigentumsdelikte lehren, daß häufig 
undifferenziert und mit viel Aufwand Ermittlungen 
angestellt werden, obwohl es sich um nebensächliche 
Fragen handelt, die auf die bereits festgestellte Schwere 
der Tat keinen wesentlichen Einfluß haben.
Die Gemeinsame Anweisung zwingt deshalb dazu, 
gründlich zu überlegen, welche konkreten Ermittlungen 
in jedem Fall notwendig sind, um den gesetzlichen 
Erfordernissen gerecht zu werden. Das verlangt in vie­
len Fällen auch eine unmittelbare Einflußnahme des 
Staatsanwalts im frühesten Stadium der Ermittlungen. 
Das wird gegenwärtig bereits in den sog. Wochenbera­
tungen zwischen dem Leiter der Kriminalpolizei und 
dem Staatsanwalt erfolgreich praktiziert.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
die Staatsanwälte noch zu selten von der vorläufigen 
Einstellung des Verfahrens gemäß § 150 Ziff. 3 StPO 
Gebrauch machen. Vielfach werden aufwendige Ermitt­
lungen zu Nebenstraftaten geführt, obwohl sie im Ver-

/3/ Vgl. Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts zur 
Anwendung der Geldstrafe und des Strafbefehlsverfahrens 
vom 9. Juli 1971 - I Pr 1 - 112 - ZÜl - (NJ-Beilage 6/71 zu 
Heft 15).
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